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Examensreport Bayern / Termin Juni 20251 
 
A. Zivilrecht / Allgemeines, Trends, Auffälligkeiten 
 
• Diesmal keine hälftige Aufteilung von Gerichtsklausuren und Anwaltsklausuren, sondern 2 ¾ (!) 

Urteile, ein Anwaltsschriftsatz (Berufung) und ein zusätzlicher kleiner Kautelarteil in der dritten 
Klausur. 

• Wie üblich war in nur einem der Urteile (dritte Klausur) ein Tatbestand zu fertigen. 
• Der Anteil des materiellen Rechts war zwar – wie üblich – größer als die Rolle der ZPO. Aller-

dings waren in der ersten und dritten, v.a. aber in der zweiten Klausur (Berufungsrecht) für 
bayerische Examensverhältnisse überdurchschnittlich viele „kleinere“ ZPO-Fragen aufgeworfen. 

• Materiellrechtlich neben dem zwingenden Arbeitsrecht nun Delikts- und Schadensrecht (Tag 1), 
Mietrecht und BGB-AT bzw. Schuldrecht-AT (Tag 2) sowie das sonst meist nur in den Kautelar-
klausuren geprüfte Immobiliarsachenrecht (Tag 3). Diesmal also kein Kaufrecht, kein Verbrau-
cherschutz, kein Werkvertrag, kein Erbrecht, kein Gesellschaftsrecht u.a. 

• Aktuelle Rechtsprechung war diesmal viel weniger gefragt als in früheren Terminen. 
• Die Sachverhalte waren im Vergleich zur Praxis und zum Examen in anderen Bundesländern 

wieder recht knapp (Obergrenze 12 Seiten) und enthielten vielfach sehr seltsames Verhalten 
der Parteien bzw. Anwälte (typisch fürs bayerische Examen) und diesmal sogar eines Notar (als 
Vorgeschichte in Klausur 3).  

• Beweisfragen spielten eine größere Rolle als sonst in Bayern üblich.  
• Meist bestand nicht das eine zentrale Hauptproblem. Der Schwierigkeitsgrad ergab sich statt-

dessen wieder v.a. aus einer Vielzahl von – wenn auch unterschiedlich bedeutsamen – Einzel-
problemen, ihrer Wechselwirkung und dem damit entstehenden großen Zeitdruck. Vor allem bei 
Klausur 4 stellte sich sogar für Kandidaten mit Top-Noten im ersten Staatsexamen die Frage 
nach der zeitlichen Machbarkeit. 

 
 
 

Klausur Nr. 1: 
 
Formale Aufgabenstellung: Fertigung eines amtsgerichtlichen Urteils, dabei waren aber Rubrum, 
Tatbestand, Rechtsbehelfsbelehrung und Streitwertbeschluss erlassen. 
 
Materiell-rechtliche Probleme: Schadensersatzklage gemäß § 832 I BGB wegen Missachtung 
der Aufsichtspflicht gegenüber einem Vierjährigen, hier Beschädigung eines Maschendrahtzauns 
durch den vierjährigen Kett-Car-Fahrer: u.a. unterschiedliche Darlegungs- und Beweislast infolge 
von § 832 I S. 2 BGB – Ersatzfähigkeit von Reparaturkosten auch ohne Durchführung wegen Er-
setzungsbefugnis gemäß § 249 II S. 1 BGB, gemäß § 249 II S. 2 BGB aber beschränkt auf Netto-
betrag, fehlendes Gutachten (nur Kostenvoranschlag) schon mangels Bestreitens der Höhe der 
Reparaturkosten unerheblich – Prüfung der Unverhältnismäßigkeit i.S.d. § 251 II S. 1 BGB (nicht 
„Erforderlichkeit“ i.S.d. § 249 II S. 1 BGB, da hier keine andere Form der Naturalrestitution möglich 
ist) – keine Anwendung der Anspruchskürzung nach dem Grundsatz „neu für alt“ (Vorteilsanrech-
nung) ohne dauerhaft bleibende Vorteile für den Geschädigten (Grüneberg Vorbem. vor § 249, 
RN 97 ff), dabei Darlegungs- und Beweislast des Schädigers für diese Voraussetzungen, da Ein-
wendung (Grüneberg Vorbem. vor § 249, RN 75). 
 

                                                           
1  Hinweis: Diese Zusammenstellung soll nicht als Sammlung von Musterlösungen angesehen werden (solche sehen bei Hemmer 

ganz anders aus!). Vielmehr soll diese Übersicht Sie zur besseren Orientierung in Ihrer Examensvorbereitung darüber informie-
ren, welche Themen im Examen gestellt wurden, welche Trends und Schwerpunkte daraus erkennbar sind, welche – teilweise 
sehr großen – Unterschiede in Schwierigkeitsgrad und Umfang zwischen den jeweiligen Klausuren bestehen (u.a.). 
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Gegenforderung des Beklagten: Schadensersatz gemäß § 823 I BGB wegen Sachbeschädigung 
durch mögliche Verkehrssicherungspflichtverletzung (Betätigung der Fernbedienung eines Gara-
gentors mit Klappmechanismus ohne vorherigen Sichtkontakt) – Mitverschulden des Geschädigten 
gemäß § 254 I BGB – Ersatzbeschaffung einer beschädigten Gleitsichtbrille gemäß § 249 II BGB 
mit wiederum Prüfung der Vorteilsanrechnung („neu für alt“ sowie Veränderung der notwendigen 
Brillenstärke). 
 
Prozessuale Probleme: streitige Entscheidung nach Einspruch gegen VU im schriftlichen Vorver-
fahren (§ 331 III ZPO)  v.a. Tenor unter Berücksichtigung von § 343 ZPO, Prüfung von § 344 
ZPO und (je nach Detailergebnis) Anwendung von § 709 S. 3 ZPO – Zulässigkeit des Einspruchs 
mit examenstypischem Problem der Fristwahrung gemäß § 339 ZPO: Dabei ausnahmsweise ein-
mal kein verzögerter Fristbeginn infolge Zustellungsfehler oder späterer Zustellung an die Kläger-
seite, sondern Bedeutsamkeit des gestellten Wiedereinsetzungsantrags gemäß §§ 233 ff ZPO 
 Urlaubsabwesenheit trotz zu befürchtendem VU zumindest wegen Postkontrolle-Beauftragung 
eines Nachbarn als Entschuldigungsgrund (Beweisaufnahme als Zeichen für die vom JPA ge-
wünschte Lösung!) – Prüfung der Gesetzmäßigkeit des VU (nur) im Rahmen des § 344 ZPO, da-
bei u.a. Prüfung der Schlüssigkeit i.S.d. § 331 I ZPO auf Basis allein der Klageschrift – Zeugenfä-
higkeit einer ggf. voreingenommenen Person, die ihr ZVR gemäß § 383 I Nr. 2 ZPO nicht ausübt 
 Berücksichtigung im Rahmen der Beweiswürdigung – Verzicht auf die Aussage einer anderen 
aussagebereiten Person (Arzt) mit Zeugnisverweigerungsrecht gemäß § 383 I Nr. 6 ZPO: korrekt 
wegen § 383 III ZPO i.V.m. § 203 I StGB, dabei Entscheidungskompetenz des gesetzlichen Vertre-
ters des vierjährigen Kindes hinsichtlich der Verweigerung der Befreiung (ThP § 383, RN 1). – 
hilfsweise Prozessaufrechnung des Beklagten (ohne eigene ZPO-Probleme, Berücksichtigung 
aber über § 45 III GKG bei der Kostenquote). 
 

Hemmer-Trainingsplan-Info: Die Tenorierung und die Aufbauregeln der streitigen Entscheidung nach 
Einspruch gegen VU können unsere Kursteilnehmer mehrfach jährlich in unseren Klausuren trainie-
ren, so zuletzt in JRH-Klausur Nr. 1660 wenige Wochen vor dem Examen oder in assessor.final-
Einheit 1-ZivR-B. Dabei stand die gesamte (gezielt direkt vor das Examen gesetzte) Unterrichtseinheit 
Nr. 1660 im Zeichen der Besprechung aller denkbaren Probleme dieses Klausurtyps. Und natürlich 
bauen wir in mehrere Klausuren pro Jahr Probleme des Schadensrechts ein, insbesondere des Re-
paraturkostenersatzes. Diese sind auch Schwerpunkt der assessor.final-Einheit 2-ZivR-E. 
 
 
 
 

Klausur Nr. 2 
 
Formale Aufgabenstellung: Anwaltsschriftsatz, nämlich eine Berufungseinlegung und gleichzeiti-
ge Begründung (Eliminierung des Wahlrechts des § 520 III S. 1 ZPO) der Beklagten mit Mandan-
tenbegleitschreiben und Hilfsgutachten (dreistufiger Bearbeitungsvermerk, eine exklusiv bayeri-
sche Besonderheit). 
 
Materiell-rechtliche Probleme: Klägerforderung auf Mietzinszahlung gemäß § 535 II BGB 
 Streit um vorherige Beendigung des Vertragsverhältnisses – rechtliche Einordnung eines „Pfer-
depensionsvertrages“: oft gemischter Vertrag mit Elementen der Verwahrung und/oder des Dienst-
vertragsrechts neben Mietrecht (vgl. Grüneberg § 688, RN 2; BGH NJW 2020, 328 = Life & Law 
2020, 8), hier aber reine Gebrauchsüberlassung an der Pferdebox – Wirksamkeitsprüfung eines 
Aufhebungsvertrages zwischen Mieterin (Mandantin) und dem Erblasser der Klägerin: hohe Anfor-
derungen an eine gemäß § 242 BGB rechtsmissbräuchliche Berufung auf einen Formmangel, aber 
stillschweigende Aufhebung bzw. Außerkraftsetzung einer individuell vereinbarten „einfachen“ 
Schriftformklausel durch die spätere mündliche Abrede (vgl. etwa Grüneberg § 125, RN 19), Be-
weislast hierfür aber bei der Beklagten (Grüneberg § 125, RN 20) – Auslegung dieser Abrede ge-
mäß §§ 133, 157 BGB: bloßer Abschluss eines Vertrags mit Nachmieterin (nicht auch tatsächliche 
Zahlung der Miete durch diese) als Bedingung für Wirksamwerden der Aufhebung, ebenso Bedeu-
tungslosigkeit der späteren Zahlungsverzugskündigung (§ 543 I, II Nr. 3 BGB) gegenüber der 
Nachmieterin für die Aufhebungswirkung - 
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Doppelvermietung samt Nutzung durch die Nachmieterin in einem Teil der maßgeblichen Zeit-
spanne als hilfsweiser Einwand: Rechtsmangel i.S.d. § 536 III BGB, nicht Fall von §§ 275 I, 326 I 
BGB (Grüneberg § 536, RN 30) – Prüfung einer hilfsweisen Kündigung: Fehlen eines wichtigen 
Grundes i.S.d. § 543 BGB, wirksame Abbedingung (Verlängerung) der Kündigungsfristen des 
§ 580a BGB (keine AGB-Kontrolle nach § 307 BGB, zudem hier „Leitbild des § 695 S. 1 BGB“ auf-
grund des konkreten Vertragsinhalts nicht anwendbar). 
 
Prozessuale Probleme: Zulässigkeit der Berufung gemäß § 511 I, II ZPO, insbesondere (gering-
fügiges) Überschreiten der Berufungssumme – Problem des Beginns der Berufungsfrist, hier we-
gen extremer Verzögerung der Urteilszustellung ausnahmsweise nach § 517 Hs. 2 ZPO Fristbe-
ginn fünf Monate nach Verkündung  Frist bei Mandatserteilung fast abgelaufen. 
 
Prüfung von Rechtsfehlern und Kausalität i.S.d. §§ 513 I, 520 III S. 2 Nr. 2 ZPO: neben dem mate-
riellen Recht (s.o.) fehlerhafte Anwendung von § 296 III ZPO auf eine von Amts wegen zu beach-
tende Prozessvoraussetzung (ThP § 296, RN 40), hier die (offenbar bereits vor Zustellung der Kla-
ge eingetretene) Prozessunfähigkeit der Klägerin (§§ 51, 52, 56 ZPO), zudem auch keine Prüfung 
einer etwaigen Entschuldigung durch das Amtsgericht – Trotz Fortgeltung der Anwaltsvollmacht 
nach § 86 ZPO gegebene Bedeutung der Prozessunfähigkeit der Klägerin (bis zur Bestellung ei-
nes Betreuers, die hier zwischen der Hauptverhandlung und der Urteilsverkündung erfolgte), vgl. 
etwa § 241 ZPO bzw. ThP § 241, RN 3 – Verstoß gegen § 308 I ZPO durch Verurteilung zu einem 
nicht beantragten Zinsanspruch, ggf. Prüfung einer Gefahr des Nachschiebens in zweiter Instanz – 
fehlerhafte Ablehnung eines Beweisantrags bzgl. eines Zeugnisses eines Verwandten der Gegen-
seite: Nichtanwendbarkeit von § 383 I Nr. 3 ZPO auf Cousin (4. Verwandtschaftsgrad in der Sei-
tenlinie, vgl. § 1589 S. 3 BGB), zudem keine Klärung der Frage, ob ein etwaiges ZVR überhaupt 
ausgeübt werden würde, überdies unzulässige Beweisantizipation durch Unterstellung der Un-
glaubwürdigkeit – Möglichkeit einer nachträglichen Berücksichtigung einer neuen Zeugin wegen 
Entschuldigung für Unterlassen des Beweisangebots in erster Instanz (§ 531 II Nr. 3 ZPO) – Frage 
der ausschließlichen erstinstanzlichen Zuständigkeit eines anderen Gerichts nach § 29a I ZPO 
(Pferdebox wohl als „Raum“ i.d.S.), aber jedenfalls Irrelevanz für die Berufung wegen § 513 II ZPO 
– Prüfung eines Antrags auf Einstellung der Zwangsvollstreckung gemäß §§ 707, 719 ZPO. 
 
Besonderheit: Wegen eines Tippfehlers (verdrehte Parteiangabe) auf Seite 5 des Sachverhalts 
(Kategorie „offensichtliche Unrichtigkeit“ und daher u.E. weit weniger bedeutsam als andere Feh-
ler, die dem JPA schon unterlaufen sind) gab es Schreibzeitverlängerung von zehn Minuten. 
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Der Berufungsbegründungsschriftsatz mit seinen – gegenüber anderen 
Anwaltsschriftsätzen – vielen formalen Besonderheiten ist selbstverständlich „Pflichtprogramm“ in 
unseren Kursen. Neben der Behandlung im Intensivkurs ZPO ist es einmal jährlich alleiniges Thema 
einer Unterrichtseinheit (siehe etwa bei Nr. 1623, in der mehrere ZPO-Probleme dieser konkreten 
Examensklausur enthalten waren, und dann wieder Nr. 1671) sowie im assessor.final in Einheit 7-
ZivR-B. Weitere Übungsmöglichkeiten für diesen Klausurtyp können unsere Kursteilnehmer zusätz-
lich aber auch noch im Kurs-Up-Grade „Anwalt Intensiv“ erhalten, wo mehrere solcher Klausuren pro 
Jahr gestellt werden. Die Notwendigkeit der Prüfung des Antrags auf Einstellung der ZV (§§ 719, 707 
ZPO) heben wir – nicht nur im Berufungsrecht – ständig hervor, zuletzt unmittelbar vor diesem Ex-
amen in der VU-Konstellation (Klausur Nr. 1660). 
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Klausur Nr. 3: 
 
Formale Aufgabenstellung: Eine etwas kuriose – jedenfalls in dieser Kombination so noch nie 
geprüfte – zweiteilige Klausur mit einem vollständigen Urteil als Teil 1 und einem „kleinen“ Kautel-
arteil in Form eines Mandantenschreibens als Teil 2. 
 
Materiell-rechtliche Probleme in Teil 1: Klägerantrag gemäß §§ 433 I, 1967 BGB auf Erklärung 
der Auflassung i.S.d. § 873 I, 925 I BGB  Prüfung des wirksamen Zustandekommens des Kauf-
vertrags der Erblasserin mit der Klägerin mit Problem der Ausübung innerhalb einer im notariellen 
Vertrag eingeräumten vierwöchigen Annahmefrist i.S.d. § 148 BGB  Prüfung der Wirksamkeit der 
Vereinbarung der Annahmefrist, dabei Einschränkung der Vertragsfreiheit durch § 308 Nr. 1 BGB 
bei Anwendbarkeit des AGB-Rechts: hier Fall von § 310 III BGB, zudem „Stellen“ der Klausel 
durch Übernahme einer Klausel der Unternehmerin / Käuferin seitens des Notariats (vgl. Grüne-
berg § 305, RN 12) – aber: keine Unangemessenheit einer vierwöchigen Annahmefrist bei Immobi-
lienverkäufen (Grüneberg § 308, RN 4). – keine Sittenwidrigkeit gemäß § 138 I BGB: tatsächliche 
Aufwertung des Gebiets zu Bauland erst ein Jahr später und kein substanziierter Vortrag oder gar 
nur Indizienvortrag des Beklagten zur Ausnutzung eines illegalen Insiderwissens (auch wenn die 
Gesamtumstände, u.a. auch die Missachtung essentieller gestalterischer Regeln durch das Notari-
at förmlich danach „schreien“). 
 
Weiterer Klägerantrag auf Zustimmung zur Löschung einer Auflassungsvormerkung, hier gestützt 
auf die These des Erlöschens der Vormerkung infolge anfänglicher oder nachträglicher Unwirk-
samkeit des schuldrechtlichen Anspruchs des Beklagten ( strenge Akzessorietät)  daher keine 
Prüfung der relativen Unwirksamkeit i.S.d. § 883 I, 883 II BGB, sondern des § 894 BGB (entspre-
chend anwendbar, obwohl Vormerkung kein dingliches Recht ist, vgl. Grüneberg § 894, RN 2) – 
Anspruch aus schuldrechtlichem VKR als sicherbarer künftiger Anspruch i.S.d. § 885 I BGB  Prü-
fung des hier vormerkungsgesicherten preisfixierten schuldrechtlichen Vorkaufsrechts i.S.d. 
§§ 463 ff BGB: Abgrenzung zum Ankaufsrecht (Grüneberg vor § 464, RN 3, RN 14) und Abding-
barkeit der Rechtsfolge des § 464 II BGB (Grüneberg § 464, RN 6) – aber Erlöschen infolge Al-
leinerbschaft des Berechtigten nach der Verpflichteten: Abgrenzung zwischen Konfusion und Un-
möglichkeit der Ausübung gemäß § 464 I BGB (BGH NJW 2000, 1033; Grüneberg vor § 464, 
RN 3, RN 14) – hilfsweise: Erlöschen ist keine unbillige Benachteiligung des Erben, denn dieser 
hätte bei Ausübung vor dem Erbfall später gemäß §§ 281, 1967 BGB auf entgangenen Gewinn 
gehaftet, weil Kaufvertrag mit der Dritten (Klägerin) kein Rücktrittsrecht vorsah ( bei unterstellter 
Beachtung der notariellen Pflichten ziemlich lebensfern!). 
 
Widerklage: Beklagtenantrag auf Zustimmung zur Löschung einer Auflassungsvormerkung der 
Klägerin, auch hier § 894 BGB entsprechend, da gestützt auf strenge Akzessorietät wegen be-
haupteter Unwirksamkeit des schuldrechtlichen Anspruchs der Klägerin ( Prüfung wie bei Klage-
antrag 1). 
 
Prozessuale Probleme in Teil 1: Reichweite der ausschließlichen Zuständigkeit gemäß § 24 I 
ZPO, hier nicht einschlägig für Verschaffungsanspruch gemäß § 433 I BGB, wohl aber für Klage-
anspruch auf Löschung einer Vormerkung (ThP § 24, RN 2, RN 3) – unproblematisch konnexe 
Widerklage i.S.d. § 33 ZPO – Widerklagezuständigkeit ebenfalls nach § 24 ZPO, dabei Unan-
wendbarkeit von § 33 I ZPO als Zuständigkeitsnorm wegen §§ 33 II, 40 II S. 1 Nr. 2, 24 ZPO – 
fehlerhafte Zustellung der Widerklage (Verstoß gegen § 176 ZPO), aber Heilung nach § 189 ZPO 
– Entscheidung im schriftlichen Verfahren gemäß § 128 II ZPO. 
 
Teil 2: Prüfung des Vorgehens zur Durchsetzung der Eigentumsverschaffung an der Immobilie: 
Klageerhebung noch nicht als Angebot auf Auflassung (wegen Form des § 925 BGB) – Fiktion des 
Angebots der Auflassungserklärung (hier des Erben) der Verkäuferin gemäß § 894 ZPO erst mit 
Rechtskraft des Urteils – Auswirkung der Zug-um-Zug-Gegenleistung nach § 894 S. 2 i.V.m. § 726 
ZPO: Problem der Notwendigkeit einer entsprechenden öffentlichen Urkunde i.S.d. § 415 ZPO 
( ggf. Notar gemäß BUrkG) bzgl. Erbringung der Gegenleistung (im Sachverhalt waren aber De-
tails der Zahlungspflicht in völlig praxisunüblicher Weise nicht festgelegt!)  
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– Annahmeerklärung bzgl. der Auflassung, dabei Beachtung der Erfordernisse von § 925 I BGB 
(u.a. gleichzeitige Anwesenheit) im Rahmen der zwangsvollstreckungsrechtlichen Durchsetzung 
nach h.M. nur durch Vorlage der vollstreckbaren Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils (ersetzt 
notarielle Form, vgl. ThP § 894, RN 8) bei notarieller Abgabe der eigenen Erklärung (Grüneberg 
§ 925, RN 6) – Antragstellung beim Grundbuchamt. 
 
Anmerkung: Eine Nachbildung einer uralten BGH-Entscheidung (V ZR 329/98 = NJW 2000, 1033), 
deren geringfügige Veränderung zum Original ihn noch seltsamer machte: Eine Immobiliengesell-
schaft als Käuferin soll beim Kauf keine Kenntnis von einem vormerkungsgesicherten Vorkaufsrecht 
gehabt haben, sodass die/der bayerische (!) Notar*in also nicht das Grundbuch geprüft oder die 
diesbezüglichen Informationen nicht weitergegeben und diese nicht durch ein (kautelarjuristisch 
nahezu zwingendes!) Rücktrittsrecht umgesetzt hatte. … 
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Probleme der Vormerkung, die im bayerischen Assessorexamen meist 
im Rahmen von Kautelarklausuren auftauchen, finden sich nicht nur in unseren Intensivkursen Mate-
rielles Zivilrecht und Kautelarrecht, sondern werden immer wieder in den Klausuren unseres Kurs-
Up-Grades „Anwalt Intensiv“ gestellt. Klausur RA-307 behandelte sogar gerade den nun im Examen 
relevanten Fall der Wirksamkeitsprüfung eines vormerkungsgesicherten schuldrechtlichen Vorkaufs-
rechts (§§ 883 II, 888 I i.V.m. u.a. § 464 ff BGB) und die Frage des Vorgehens zur Durchsetzung des 
Eigentumsverschaffungsanspruchs (Zusammenspiel von §§ 894, 895, 885 ZPO mit §§ 873 I, 925 BGB 
und GBO). Daneben befassten sich innerhalb eines Jahres weitere drei Klausuren dieses Kurses mit 
Fragen der Sicherungswirkung und Akzessorietät der Vormerkung. 
 
 
 
 

Klausur Nr. 4: 
 
Formale Aufgabenstellung: Fertigung eines „Rumpfurteils“ (ohne Rubrum, Tatbestand, Kosten, 
Streitwertfestsetzung, Berufungszulassungsentscheidung und Rechtsmittelbelehrung). 
 
Materiell-rechtliche Probleme: Streitgegenstand 1: Kündigungsschutzklage gegen eine ordentli-
che Kündigung bei Anwendbarkeit von § 1 II KSchG wegen behaupteter Minderleistungen des 
Klägers – zulässige Vereinbarung einer ordentlichen Kündigungsmöglichkeit trotz Befristung (vgl. 
§ 15 IV bzw. § 16 S. 1 Hs. 2 TzBfG) – Kündigung wegen Minderleistungen als verhaltensbedingte 
und zusätzlich als personenbedingte Kündigung  Darstellung der jeweiligen (sehr hohen) Anfor-
derungen (vgl. etwa BAG NZA 2004, 784; NZA 2004, 1380; NZA 2008, 693): verhaltensbedingt: 
u.a. Vorliegen einer Pflichtverletzung (Leistungspflicht ist dynamisch und orientiert sich an der Lei-
stungsfähigkeit des Arbeitnehmers), dabei Darlegungs- und Beweislast gemäß § 1 II S. 4 KSchG, 
aber relativiert durch „gestufte“ Darlegungslast ( substanziierter Vortrag des Arbeitnehmers nötig 
und erfolgt) – personenbedingte Kündigung mit mehrstufiger Prüfung: unzumutbare objektive Un-
terschreitung der Gleichwertigkeitserwartung, negative Zukunftsprognose, Ultima-ratio-Prinzip 
(Fehlen von Alternativen wie z.B. Vergütungsreduzierung) und Interessenabwägung. 
 
Streitgegenstand 2: Befristungskontrollklage gemäß § 17 S. 1 TzBfG: zulässige Klageerhebung vor 
Ende der Vertragslaufzeit (trotz „innerhalb“) – Problem des Verbots einer sachgrundlosen Zweitbe-
fristung gemäß § 14 II S. 2 TzBfG: keine Fiktion des Nichtvorliegens einer Vorbeschäftigung durch 
Unterzeichnung eines entsprechendes Vordrucks (vgl. §§ 309 Nr. 12b, 310 IV S. 2 BGB), i.d.R. 
kein Rechtsmissbrauch des klagenden Arbeitnehmers (u.a. wegen Überprüfungsmöglichkeit des 
Arbeitgebers und hier fehlender Frage danach) – grundrechtlich gebotene Begrenzung des sach-
grundlosen Zweitbefristungsverbots von § 14 II S. 2 TzBfG, u.a. wenn Vorbeschäftigung „sehr lan-
ge“ zurückliegt, eine ganz anders geartete Tätigkeit betrifft oder „sehr kurz“ war: aber jeweils hohe 
(hier nicht erfüllte) Anforderungen des BAG an diese einschränkende Auslegung (BAG NZA 2019, 
700 = Life & Law 2019, 531; NZA 2019, 1271; NZA 2019, 1274; NZA 2019, 1563; NZA 2020, 40; 
NZA 2021, 338 = Life & Law 2021, 454; NZA 2022, 774; NZA 2024, 1638) – fehlender Vortrag zu 
einem Sachgrund i.S.d. § 14 I TzBfG. 
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Streitgegenstand 3: Zahlung von Arbeitsvergütung für unstreitig geleistete Überstunden  Wirk-
samkeitsprüfung einer Überstundenabgeltungsabrede (BAG NZA 2011, 575; NZA 2011, 917; NZA 
2011, 1335; NZA 2012, 145; NZA 2012, 861; NZA 2012, 1148; NZA 2016, 487), hier mit Angabe 
einer monatlichen Obergrenze (20 Stunden gegenüber der festgelegten Regelarbeitszeit von 175 
Stunden): Streitfrage nach der Anwendbarkeit der Inhaltskontrolle gemäß § 307 I, II, 308, 309, 
310 IV S. 2 BGB wegen § 307 III S. 1 BGB (vgl. ErfK/Preis BGB §§ 305 - 309, RN 71) und Frage 
der Unangemessenheit (streitig: vorgeschlagene Obergrenzen zwischen 10 % und 25 %, vgl. 
ErfK/Preis BGB §§ 305 - 309, RN 72), zudem Prüfung des (in jedem Fall anwendbaren) Transpa-
renzgebots gemäß § 307 I S. 2 BGB.  ggf. Folgeproblem der entsprechenden Anwendung von 
§ 612 II BGB: Fehlen einer objektiven Vergütungserwartung i.d.S. nur bei Diensten „höherer Art“: 
Orientierung an der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung (BAG NZA 2012, 861) 
 Nichtangabe im SV als Indiz für gewünschte Klauselwirksamkeit. 
 

Streitgegenstand 4: Zahlung von Arbeitsvergütung für Zeiten einer (unstreitigen) Arbeitsunfähigkeit 
wegen einer Erkrankung i.S.d. § 3 I EFZG innerhalb einer im Wege eines Teilvergleichs vereinbarten 
sog. „Prozessbeschäftigung“  Abgrenzung zwischen der Tätigkeit auf vertraglicher Basis ( An-
wendbarkeit des Arbeitsrechts, u.a. des EFZG) und einer bloßen erzwungenen Weiterbeschäftigung 
( dann bei – hier ohnehin nicht gegebener – Beendigung des AV Abwicklung nur über die §§ 812 ff 
BGB mit der Folge von „nichts erlangt“ bei Arbeitsunfähigkeit): Frage der Auslegung bzgl. der Abga-
be von Willenserklärungen (vgl. BAGE 170, 311 = NZA 2020, 1169 bzw. BAG NZA 2021, 1092), hier 
mit klarem Ergebnis eines (dann auflösend bedingten oder zweckbefristeten) Vertragsschlusses. – 
Zudem Prüfung einer Unwirksamkeit dieser Einigung wegen einer unzulässigen (weiteren) Abrede 
im „Teilvergleich“, nämlich: Urlaubsgewährung für bereits vergangene Tage ohne Arbeitsleistung, 
also letztlich eine Art „nachträgliche Umwidmung“ einer Phase des Annahmeverzugs ( Anspruch 
gemäß §§ 611a II, 615 S. 1 BGB) in eine Urlaubsphase  letztlich ein nachträglicher Verzicht auf 
den Freistellungsanspruch gemäß §§ 1, 7 I BUrlG, was nach § 13 I S. 3 BUrlG für den Mindesturlaub 
auch in einem individuell ausgehandelten Vergleich nicht wirksam möglich ist.  Problem des § 139 
BGB, hier wohl keine Auswirkung auf übrige Abreden des Teilvergleichs. 
 
Streitgegenstand 5: Klage auf Erteilung einer Entgeltabrechnung nach § 108 GewO: Speicherung 
in digitalem Mitarbeiterpostfach als Wahrung der Textform i.S.d. § 108 I S. 1 GewO, § 126b S. 1 
BGB, Vorliegen einer Holschuld bei Arbeitspapieren (§ 269 II BGB), keine Erforderlichkeit des Zu-
gangs der Entgeltabrechnung gemäß § 130 I S. 1 BGB durch Abruf, da weder Willenserklärung 
noch rechtsgeschäftsähnliche Handlung, sondern reine Wissenserklärung  nach BAG hier bereits 
Erfüllung gemäß § 362 I BGB (BAG, Urteil vom 28. Januar 2025, Az. 9 AZR 48/24 = NZA 2025, 
764; anders die bisher wohl h.M.). 
 

Zusätzlich berührte Aspekte: Durch außergerichtlichen Teilvergleich und anschließende Klagerück-
nahme erledigter Streitgegenstand ( ggf. noch kurz hilfsweise anzusprechen): Voraussetzungen 
des sog. allgemeinen Weiterbeschäftigungsanspruches (BAG NZA 2021, 1625; NZA 2006, 841). 
 

Prozessuale Fragen: Standardschema der Prüfung von Zuständigkeit und Zulässigkeit – Partei-
fähigkeit und Vertretung bei der GmbH – Klageerweiterung analog § 263 ZPO – Teilklagerück-
nahme nach § 54 II ArbGG (verdrängt teilweise die §§ 269 ZPO, 46 II S. 1 ArbGG). 
 

Besonderheit: Die Entscheidung BAG, Urteil vom 28. Januar 2025, Az. 9 AZR 48/24 zur digitalen 
Entgeltabrechnung wurde im Volltext erst am 8. Mai 2025 auf der BAG-Website veröffentlicht und 
die vorherige Pressemitteilung ließ die Argumentation (gegen die Vorinstanz und die bisher wohl 
h.M.) allenfalls erahnen. 
 

Hemmer-Trainingsplan-Info: Treffer – Wegen u.a. ihrer Länge, aber auch wegen der Auswahl einiger 
der Themen erneut eine heftige Klausur! Die Examenskandidaten mussten die Probleme nicht nur 
erkennen und beherrschen, sondern diese auch sehr schnell in den Griff bekommen. Außer dem 
völlig neuen BAG-Fall zur digitalen Entgeltabrechnung waren alle in dieser Klausur enthaltenen Pro-
bleme auch im Hemmer Intensivkurs Arbeitsrecht enthalten. Die Grundregeln der Befristung inklusi-
ve der „Zuvor-Beschäftigung“ des § 14 II S. 2 TzBfG waren zudem erst wenige Tage vor diesem Ex-
amen in Klausur Nr. 1662 enthalten, ebenso der sog. allgemeine Weiterbeschäftigungsanspruch. Die 
Überstundenproblematik war auch im assessor.final in 17-ArbR-B ausführlich behandelt worden. 
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B. Strafrecht / Allgemeines, Trends, Auffälligkeiten 
 
• Nach einer regelrechten Serie an Plädoyers und Strafurteilen in den letzten Terminen kamen 

diesmal – wie prognostiziert – wieder die beiden statistisch häufigsten Aufgabenstellungen: 
Einmal Abschlussverfügungen der Staatsanwaltschaft und einmal Revisionsbegründung der 
Verteidigung. 

• Infolge der Revisionsklausur waren zwangsläufig mehr Probleme aus der StPO zu lösen als in 
Terminen ohne diesen Klausurtyp. Auch die Abschlussverfügung behandelte neben den mate-
riellrechtlichen Problemen die Frage von Beweisverwertungsverboten. 

• Zwischen die vielen „Klassiker“ war auch wieder etwas aktuelle Rechtsprechung eingebaut, 
dabei teilweise auch OLG-Fälle. 

 
 

Klausur Nr. 5: 
 
Formale Aufgabenstellung: Abschlussverfügung(en) der Staatsanwaltschaft gegenüber einem 
Beschuldigten, dabei – wie üblich – keine Anwendung der §§ 153 – 154 f. StPO und der §§ 407 - 
412 StPO (Strafbefehl) und Fertigung eines Hilfsgutachtens. Wesentliches Ergebnis der Ermittlun-
gen und Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) waren erlassen. Zudem blieben §§ 129, 129a und 
142 StGB außer Betracht. 
 
Rechtliche Probleme: 1. Tatvorwurf (Abseilen von einer innerstädtischen Autobahnbrücke als 
Protest gegen weitgehende Inaktivität der Politik hinsichtlich der verfassungsrechtlich gebotenen 
Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe): Eingriff in den Straßenverkehr gemäß § 315b StGB 
(vgl. Fischer § 315b, Rn. 7a) mit Prüfung von konkreter Gefährdung bzw. bedingtem Gefährdungs-
vorsatz – Nötigung gemäß § 240 StGB: kein rechtfertigender Notstand aufgrund des Kampfes ge-
gen die Klimapolitik und auch kein Recht zum zivilen Ungehorsam, Prüfung der Anwendbarkeit 
der „Zweite-Reihe-Rechtsprechung“, Verwerflichkeit von Blockaden von Hauptverkehrsstra-
ßen (vgl. OLG Celle, Beschluss vom 29. Juli 2022, Az. 2 Ss 91/22 = NStZ 2023, 113 bzw. OLG 
Karlsruhe, Urteil vom 20. Februar 2024 Az. 2 ORs 35 Ss 120/23 = Life & Law 2024, 543) – 
Ablehnung eines bedingten Sachbeschädigungsvorsatzes i.S.d. § 303 StGB bzgl. Auffahrunfall – 
Prüfung von fahrlässiger Körperverletzung gemäß § 229 StGB bzgl. Auffahrunfall: Vorhersehbar-
keit und Zurechenbarkeit naheliegend, da nicht nur erlaubtes Lebensrisiko, sondern durch strafba-
re Stauverursachung ein unerlaubtes Risiko geschaffen wurde – Prüfung eines Verwertungsver-
bots wegen der zunächst unterbliebenen Belehrung nach § 136 I S. 2, 163a IV StPO bei späterer 
Wiederholung der Vernehmung ohne sog. „qualifizierte“ Belehrung (vgl. Schmitt/Köhler § 136, 
Rn. 20 ff.), hier Tatnachweis auch ohne die Beschuldigteneinlassung durch Zeugen möglich  An-
klageerhebung. 
 
2. Tatvorwurf: Prüfung des Diebstahls eines Fahrrads gemäß § 242 StGB: neben Nachweispro-
blemen (s.u.) v.a. Problematik der Zueignungsabsicht und damit Abgrenzung zur bloßen Ge-
brauchsanmaßung i.S.d. § 248b StGB (hier Rückführungswille) – Verwertungsverbot bzgl. einer 
später widerrufenen Einlassung wegen zunächst unterbliebener Belehrung nach § 136 I S. 2, 
163a IV StPO  Wiederholung der Vernehmung ohne sog. „qualifizierte“ Belehrung und ausdrück-
licher Rücknahme des Geständnisses zu diesem Vorwurf (vgl. Schmitt/Köhler § 136, Rn. 20 ff.) 
 Teileinstellung gemäß § 170 II StPO. 
 
3. Tatvorwurf: Prüfung einer Sachbeschädigung gemäß § 303 StGB (Wurf von Ketchup auf ein 
Gemälde im Museum) mit Irrtumsproblem: Fahrlässiges Nichterkennen des fehlenden Schutzes 
des Gemäldes durch eine Glasscheibe  zwar bedingter Vorsatz der Beschädigung der darunter 
liegenden Wand, dennoch wesentliche Abweichung vom Tatplan naheliegend (erwartbarer Scha-
den Wand ca. 750 Euro und eingetretener Schaden am Gemälde 10.000 Euro) – Körperverletzung 
gegenüber dem Wachmann durch Schubsen bei Flucht: Abgrenzung zwischen bedingtem Vorsatz 
und Fahrlässigkeit: Vorsatz naheliegend, weil Beschuldigtem „egal“ (vgl. BGH NStZ 2019, 608). 
 Anklageerhebung. 
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4. Tatvorwurf: Diebstahl gemäß § 242 StGB: kein Wegfall des Tatbestands durch spätere „Ge-
nehmigung“, Erbeinsetzung seitens des Opfers u.a., Prüfung des Strafantragserfordernisses nach 
§ 247 StGB, dabei aber Tante von § 11 I Nr. 1a StGB nicht erfasst  Rücknahme des Strafantrag 
hier unerheblich – aber Einstellungsgrund aus tatsächlichen Gründen wegen nachträglicher Beru-
fung der geschädigten einzigen Zeugin auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht gemäß § 52 I Nr. 3 
StPO (Tante als Verwandte dritten Grades vgl. Schmitt/Köhler § 52, Rn. 6) mit Folge eines Verwer-
tungsverbots bzgl. der vorherigen Aussage in erweiternder Auslegung von § 252 StPO (vgl. 
Schmitt/Köhler § 252, Rn. 12 ff.)  Teileinstellung gemäß § 170 II StPO. 
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Selbstverständlich können unsere Kursteilnehmer mehrfach jährlich 
ihre StPO- und StGB-Kenntnisse an den Formalien und Aufbauregeln der Abschlussverfügungsklau-
sur trainieren, wobei wir gerade bei diesem Klausurtyp immer wieder die verschiedensten Varianten 
von Verwertungsverboten im Kontext der §§ 136 ff StPO einbauen und diesen Problemkreis einmal 
jährlich als Schwerpunkthema der Einheit behandeln. Eingriff in den Straßenverkehr, Eigentumsde-
likte, Strafantragsprobleme und die anderen in dieser Klausur auftauchenden Delikte stellen zwangs-
läufig auch das Repertoire in unseren Klausuren dar. Im Intensivkurs waren die Sounds der abge-
prüften Entscheidungen der OLGs Karlsruhe (auch in der kursintegrierten Life & Law enthalten) 
und Celle sowie von BGH NStZ 2019, 608 behandelt. Beweisverwertungsverbote sowie die Notwen-
digkeit von qualifizierten Belehrungen werden natürlich auch im Intensivkurs ausführlich bespro-
chen. 
 
 
 
 

Klausur Nr. 6: 
 
Formale Aufgabenstellung: Anfertigung einer vollständigen Revisionsbegründungsschrift der 
Verteidigung mit Mandantenbegleitschreiben und Hilfsgutachten. §§ 298 bis 302 StGB sowie Ord-
nungswidrigkeiten waren nicht zu prüfen. 
 
Materiell-rechtliche Probleme / 1. Tat: Vorwurf der schweren räuberischen Erpressung gemäß 
§§ 253, 255, 250 StGB, des Betrugs gemäß § 263 I StGB und der Untreue gemäß § 266 StGB 
durch Verhalten als Kaufhausdetektiv gegenüber einer ertappten Ladendiebin (Versprechen der 
Nichterstattung einer Anzeige gegen Zahlung von 200 Euro, obwohl er dann doch eine Anzeige 
erstattete): Bejahung einer Erpressung: angedrohte Strafanzeige als empfindliches Übel, obwohl 
rechtlich geboten, Zahlung als Vermögensschaden – jedoch keine Anhaltspunkte für Gewalt oder 
qualifizierter Drohung i.S.d. § 255 StGB – Problem des Beisichführens i.S.d. § 250 I Nr. 1b StGB 
bei bloßer Anwesenheit eines Messers in einem Rucksack in einem abgeschlossenen Spind im 
Nebenraum: trotz Bewusstsein der Anwesenheit Lagerung im Nebenraum nicht ausreichend (Fi-
scher § 250, Rn. 3). – Prüfung zusätzlichen Betrugs i.S.d. § 263 I StGB durch die die Drohung be-
gleitende Täuschung, keine Anzeige zu erstatten: insoweit Problem eines möglicherweise rechts-
widrigen Abspracheinhalts und dann des Vermögensschadens u.a. aufgrund der späteren Einstel-
lung des Verfahrens gegen die Diebin nach § 153 StPO. – Ablehnung einer Vermögensbetreu-
ungspflicht des Kaufhausdetektivs i.S.d. § 266 StGB, da dieser keine eigenverantwortlichen Ent-
scheidungen treffen darf und klar umgrenzten Auftrag hat, zudem Problem des Vermögensnach-
teils, da aufgrund unterlassener Anzeige kein Schaden eingetreten wäre und er tatsächlich später 
noch eine Anzeige erstattet hat. 
 insoweit Sachrüge (teilweise) erfolgsversprechend. 
 
2. Tat: Vorwurf des Privatwohnungseinbruchsdiebstahl gemäß §§ 242 I, 244 IV StGB und des Ein-
bruchsdiebstahl gemäß §§ 242 I, 243 I Nr. 1 StGB: Verneinung der objektiven Eigenschaft als 
dauerhaft genutzte Privatwohnung (in dubio pro reo), zudem Fehlen einer dahingehenden Kennt-
nis (Vorsatz) des Angeklagten, Prüfung der Eigenschaft als Wohnung bei baufälligem Haus – Prü-
fung von Verjährung gemäß § 78 StGB: Abgrenzung zwischen der Fünf-Jahresfrist und der Zehn-
Jahresfrist von § 78 I Nr. 3 bzw. Nr. 4 i.V.m. § 78 II StGB –  
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fehlerhafte Strafzumessung mit u.a. Verletzung des Doppelverwertungsverbots gemäß § 46 III 
StGB (verletztes Vertrauen strafschärfend bei § 266 StGB) und unzulässiger Verweigerung einer 
Strafmilderung für den langen Abstand zwischen Tat und Urteil (begründet mit Nichtabgabe eines 
frühen Geständnisses). 
 
Prozessuale Probleme: Nichtbelehrung einer Zeugin nach § 55 II StPO (Rechtskreistheorie) – 
Nichteintritt eines Strafklageverbrauchs durch Einstellung eines Verfahrens nach § 153 I StPO nur 
durch StA (vgl. BGH NStZ-RR 2020, 179 und Schmitt/Köhler § 153, Rn. 37), gleichwohl Belehrung 
nach § 55 StPO nur erforderlich, wenn Verfahrensfortsetzung nach Auskunft der Zeugin zu erwar-
ten ist, hier wohl nicht (vgl. Schmitt/Köhler § 55, Rn. 9). – Vorhalt einer Strafanzeige ohne Angaben 
des Angeklagten dazu, gleichwohl Verwertung der Anzeige im Urteil  insoweit Verstoß gegen 
§ 261 StPO (Inbegriffsrüge), da keine wirksame Einführung in die Hauptverhandlung, kein Ur-
kundsbeweis (vgl. Schmitt/Köhler § 261, Rn. 42 ff. insbesondere Rn. 43a, Rn. 46 und Rn. 46a), da 
eben keine Angaben aufgrund des Vorhalts durch Angeklagten, keine Beweisgrundlage (vgl. 
Schmitt/Köhler § 249 Rn. 28: nur eine mögliche Antwort hätte im Urteil verwertet werden dürfen) 
 relativer Revisionsgrund. 
 
Problem der Reichweite der erweiternden Auslegung von § 252 StPO bei späterer Ausübung des 
Zeugnisverweigerungsrechts seitens der Ehefrau: Insoweit zunächst keine ausdrückliche Freigabe 
der kriminalpolizeilichen Vernehmung (vgl. Schmitt/Köhler § 252, Rn. 16a) durch Zeugin in HV und 
daher (Schmitt/Köhler § 252, Rn. 12a und BGH, Beschluss vom 29. November 1995, Az. 5 StR 
531/95) auch ein Verlesungsverbot für einen an sie gerichteten Brief des Angeklagten, den sie bei 
der Vernehmung übergeben hat und auf den sich die Vernehmung bezog – insoweit keine Not-
wendigkeit eines Widerspruchs in der HV (Schmitt/Köhler § 252, Rn. 12a)  relativer Revisions-
grund. 
 
Fehlerhafte Ablehnung eines Beweisantrags: Prüfung der Voraussetzungen des Beweisantrags 
(§ 244 III StPO) und unzutreffende Annahme der Ungeeignetheit i.S.d. § 244 IV S. 3 Nr. 4 StPO, 
da auch der beste Freund nicht wegen der Gefahr einer Gefälligkeitsaussage als ungeeignet be-
zeichnet werden darf (vgl. Schmitt/Köhler § 244, Rn. 59b)  relativer Revisionsgrund. – Fehlen 
des letzten Wortes gemäß § 258 StPO mit Prüfung der Grenzen der Zulässigkeit einer nachträgli-
chen Protokollberichtigung (Schmitt/Köhler § 271, Rn. 21 ff): hier unwirksam mangels Anhörung 
aller Beteiligten  relativer Revisionsgrund. 
 
Darlegung der Erfolgsaussichten der Revision im Mandantenschreiben mit Hinweis an Mandanten, 
dass bei Verjährung eine Einstellung beantragt werden kann und insoweit möglicherweise eine 
erneute Beweisaufnahme nicht erforderlich ist. Dabei Abwägung, Verfahrensrügen nicht zu erhe-
ben und Hinweis, dass StA keine Revision eingelegt hat. 
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Revisionsrecht spielt in unserem wöchentlichen Kurs natürlich eine 
wesentliche Rolle und wird mit drei Klausuren jährlich samt umfassendem systematischen Kursteil 
behandelt und im Intensivkurs nochmals vertieft. Beweisantragsrecht wurde wenige Wochen vor 
diesem Examen wieder ausführlich mit Übersicht bei Klausur Nr. 1653 geübt, wobei es auch um den 
Ablehnungsgrund ungeeigneter Zeuge ging. Die Abgrenzung des Wohnungseinbruchsdiebstahls 
gemäß §§ 242 I, 244 I Nr. 3 StGB zum Privatwohnungseinbruchsdiebstahl gemäß §§ 242 I, 244 IV 
StGB sowie die Konkurrenzen des § 244 StGB zum Regelbeispiel des Einbruchsdiebstahl gemäß 
§§ 242 I, 243 I Nr. 1 StGB war unmittelbar vor diesem Examen Gegenstand von Klausur Nr. 1659 (Be-
sprechung von u.a. BGH NStZ 2023, 291 = Life & Law 2023, 535). Im Intensivkurs Strafrecht werden 
gerade die Themen Verjährung, Zeugnisverweigerungsrechte, Beweisantragsrecht und die (fehlerhaf-
te) Einführung von Beweismitteln ausführlich behandelt. Auch der „Klassiker“ BGH, Beschluss vom 
29. November 1995, Az. 5 StR 531/95 ist im Kurs enthalten. 
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C. Öffentliches Recht / Allgemeines, Trends, Auffälligkeiten 
 

• Tatsächlich hat sich das Prüfungsamt etwas „Neues“ einfallen lassen – neben der üblichen 
zu fertigenden Gerichtsentscheidung in Klausur Nr. 7 musste in Klausur Nr. 8 ein „Akten-
vermerk“ angefertigt werden. Damit wurde dem „Gutachten“ einfach ein neuer Name gege-
ben, da es sich um nichts anderes handelte als die gutachtliche Darstellung bestimmter 
Rechtsfragen.  

• Das Prozessrecht spielte in diesem Termin fast gar keine Rolle, insbesondere Klausur Nr. 8 
hatte nahezu keinen prozessrechtlichen Teil. 

• Nachdem im letzten Termin das Baurecht die Hauptrolle spielte, kam dieses Rechtsgebiet 
diesmal – wie prognostiziert – gar nicht dran.  

• Stattdessen lagen die Schwerpunkte zum einen im Polizei- und Versammlungsrecht, zum 
anderen im Kommunalrecht. 

 
 

Klausur Nr. 7: 
 
Formale Aufgabenstellung: Fertigung von „Entscheidungen des Gerichts“ (Plural!) im Polizei- 
und Versammlungsrecht, neben dem Urteil des VG in der Sache war hinsichtlich des Antrags auf 
Feststellung der Rechtswidrigkeit einer Ingewahrsamnahme ein Verweisungsbeschluss nach § 17a 
Abs. 2 S. 1 GVG zu fertigen. 
 
Prozessual: streitgegenständlich waren Anträge auf Feststellung der Rechtswidrigkeit eines Platz-
verweises und einer Ingewahrsamnahme sowie der Antrag, gerichtlich zu verfügen, im Rahmen 
der Demonstrationstätigkeit des Klägers keine weiteren Platzverweise mehr zu erteilen. Damit la-
gen einige Schwerpunkte im Prozessrecht: die Zulässigkeit der Fortsetzungsfeststellungsklage 
hinsichtlich des Platzverweises, wobei die neue Rspr. des BVerwG zum Feststellungsinteresse bei 
qualifizierten Grundrechtseingriffen nicht entscheidungserheblich war, da ein Rehabilitationsinter-
esse gegeben war; die Erkenntnis, dass der Verwaltungsrechtsweg für die Ingewahrsamnahme 
nicht eröffnet war wegen Art. 97 Abs. 5, 98 Abs. 2 PAG und deswegen ein Verweisungsbeschluss 
zu fertigen war (u.E. vertretbar war es, den freiheitsentziehenden Charakter der Maßnahme abzu-
lehnen – dann war allerdings wegen einer Rechtswegrüge ein Vorabbeschluss nach § 17a Abs. 3 
S. 2 GVG zu fertigen); und schließlich die (Un-)Zulässigkeit einer vorbeugenden Unterlassungs-
klage in Abweichung vom Grundsatz der VwGO, nachträglichen Rechtsschutz zu gewähren. 
 
Materiell: hinsichtlich des Platzverweises war sich schwerpunktmäßig zu beschäftigen mit der 
Sperrwirkung des Versammlungsrechts (sog. Polizeifestigkeit) und in diesem Zusammenhang, ob 
der Kläger überhaupt Teil einer Versammlung war oder als Einzelner ohne innere Verbindung mit 
anderen Störern die Versammlung lediglich stören wollte. Schließlich ging es um die üblichen Pro-
bleme der Darlegung einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung und die Verhältnis-
mäßigkeit. Die Klausur basierte hauptsächlich auf BayVGH, Urteil vom 6.12.24, 10 B 24.710 sowie 
BayVGH, Beschluss vom 11.06.2021 – 10 CE 21.1343.  
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Selten war eine Klausur für unsere Kursteilnehmer ein derartiger „Voll-
treffer“ wie Klausur Nr. 7 dieses Termins. Ausnahmslos alle Probleme der Klausur wurden in den 
Einheiten zum Versammlungsrecht und zu den Zulässigkeitsproblemen der Fortsetzungsfeststel-
lungsklage im Assessorkurs sowie in unserem Intensivkurs Öffentliches Recht zeitlich unmittelbar 
vor dieser Examensklausur besprochen, auch die Problematik rund um den nicht so oft geprüften 
Verweisungsbeschluss genau am Beispiel der Ingewahrsamnahme. Das Thema Polizeifestigkeit so-
wie die Rechtsprechung des BVerwG zum qualifizierten Grundrechtseingriff bei typischerweise sich 
schnell erledigenden Maßnahmen wurden daneben auch in der Abschlusseinheit des assessor.final 
besprochen. Schließlich hatte bereits Klausur Nr. 1552 genau den Beschluss des BayVGH zur vor-
beugenden Unterlassungsklage zum Gegenstand, der nun im Examen abgeprüft wurde; ein bisschen 
schade: von dieser Klausur werden – anders als von der zuerst genannten Besprechung – nur dieje-
nigen unserer Teilnehmer profitiert haben, die frühzeitig eingestiegen sind.  
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Klausur Nr. 8: 
 
Formale Aufgabenstellung: Fertigung eines Aktenvermerks, um verschiedenste kommunal- und 
sicherheitsrechtliche Fragen einer Bürgermeisterin zu klären und schriftlich darzustellen, also ein-
fach eine besondere Form des Gutachtens. 
 
Prozessual: Einen prozessualen Aufhänger hatte die Klausur nicht, es sollte nur geklärt werden, 
wie auf einen „Bürgerantrag“ nach Art. 18b GO zu reagieren ist und welche prozessualen Möglich-
keiten die Initiatoren des Antrags haben würden, wenn der Antrag abgelehnt wird. Hier war zu er-
läutern, ob die Ablehnung des Antrags VA-Qualität hat. 
 
Materiell: Es musste ein ganzes Konglomerat an kommunalrechtlichen Einzelfragen geklärt wer-
den, angefangen mit der Reaktion auf das Begehren einer Bürgerversammlung nach Art. 18 Abs. 5 
S. 1 GO über die Behandlung einer Bürgerantrags nach Art. 18b GO. Materiell musste geklärt 
werden, ob die Kompetenzen eines kommunalen Ordnungsdienstes erweitert werden dürfen, au-
ßerdem sollte die städtische Grünanlagensatzung überprüft werden dahingehend, ob nächtliche 
Betretungsverbote geregelt werden können, wobei sich die Frage nach der Reichweite de Rechts-
grundlage aus Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 GO stellt. Außerdem sollte geklärt werden, inwieweit in den 
Grünanlagen ein Leinenzwang angeordnet werden kann, dabei musste auf die unterschiedlichen 
Reichweiten von Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 GO einerseits und Art. 18 Abs. 1 LStVG andererseits einge-
gangen werden. Außerdem musste ein mögliches Alkoholverbot nach Art. 30 LStVG erläutert wer-
den und schließlich musste ein Vorschlag über das Tragen bestimmter Badekleidung an Art. 4 
Abs. 1 GG geprüft werden. 
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Eine umfangreiche und ungewöhnliche Klausur, die aber letztlich zahl-
reiche Standardfragen aus dem Kommunal- und Sicherheitsrecht enthielt. Erst Klausur Nr. 1654 hat 
sich ausführlich mit öffentlichen Einrichtungen befasst, im Theorieteil wurde auch die Satzung nach 
Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 GO behandelt.  Ansonsten ging es vor allem darum, genau mit dem Gesetz zu 
arbeiten, was einen Schwerpunkt unserer Vorbereitung darstellt! 
 
 
 
 
 
D. Steuerrecht / Allgemeines, Trends, Auffälligkeiten 
 

Klausur Nr. 9: 
 
Formale Aufgabenstellung: Gutachten zur Klärung aller aufgeworfener einkommensteuerlicher 
Fragen (EStG); Gutachten zur Rechtmäßigkeit von Zinsen wegen Aussetzung der Vollziehung 
(AO) 
 
Teil 1 / EStG: Steuerpflicht /Veranlagung: ein unbeschränkt einkommensteuerpflichtiger Mandant 
(§ 1 I EStG i.V.m. § 8 AO), für den die Voraussetzungen der Zusammenveranlagung §§ 26, 26b 
EStG vorlagen. 
 
Selbständige Tätigkeit: freiberufliche anwaltliche Tätigkeit als Katalogberuf (§ 18 I Nr. 1 EStG) mit 
Gewinnermittlung nach § 4 III EStG - Antrittsgelder von Angestellten („Signing Bonus“) sind als 
Betriebsausgaben sofort abzugsfähig - Behandlung der abgeführten Lohnsteuer und Sozialversi-
cherungsbeiträge für die Arbeitnehmerin - Abzugsverbot von Geldbußen als Betriebsausgaben 
nach § 4 V S. 1 Nr. 8 EStG - Anrechnung von Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer (§ 36 II 
Nr. 1 i.V.m. § 37 EStG) bei Überschuss zugunsten der Steuerpflichtigen (§ 36 IV S.2 EStG) - Ge-
richtskostenerstattung als durchlaufender Posten (§ 4 III S. 2 EStG);  
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die Annahme eines durchlaufenden Postens setzt hierbei nicht voraus, dass die vereinnahmten 
Beträge gesonderten (Treuhand-)Konten gutgeschrieben werden - versehentliche Doppelzahlung 
eines Kunden trotz feststehender Rückzahlungspflicht als betrieblich veranlasste Einnahme und 
umsatzsteuerliches Entgelt - steuerliche Behandlung von Währungskursverlusten bei einem be-
trieblich veranlassten Währungsumtausch; Einordnung der Fremdwährungsgelder als Umlaufver-
mögen - Zinseinnahmen auf betrieblichen Konto als Betriebseinnahmen aus freiberuflicher Tätig-
keit (§ 20 VIII EStG) - Prüfung der steuerlichen Anerkennung eines Arbeitsvertrages mit einem 
gerade volljährig gewordenen Kind als Hilfskraft in der Kanzlei (Angehörigenverträge) - Kosten für 
die Mitgliedschaft im Fitnessstudio gehören grundsätzlich zu den gemäß § 12 Nr. 1 EStG nicht 
abzugsfähigen Kosten der Lebenshaltung und sind auch nicht als außergewöhnliche Belastungen 
(§ 33 AO) abzugsfähig. 
 
 
Teil 2 AO: Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines Zinsbescheids nach § 237 AO: im Rahmen der 
erfüllten Voraussetzungen des § 237 I AO war zu klären, ob der Zinszeitraum im Sinne des 
§ 237 II AO - wie vom Finanzamt dargelegt - insgesamt 17 Monate umfasste: wegen § 237 II S. 2 
AO waren nur sechzehn volle Monate abgelaufen – die Zuständigkeit des FA München als Wohn-
sitz-FA (§ 19 AO) bezieht sich auch auf steuerliche Nebenleistungen - Einhaltung der zweijährigen 
Festsetzungsfrist nach § 239 I Nr. 5 AO durch das FA, da diese erst Ende 2025 abläuft  
 
Hemmer-Trainingsplan-Info: Treffer! In diesem Examenstermin lagen Schwerpunkte im einkommen-
steuerlichen Teil beim sogenannten 4 III-Rechner, der im Steuerrechtskurs bei den Gewinneinkünften 
in zahlreichen Fällen ausführlich behandelt wird. Neben klassischen - im Kursprogramm im EStG-
Skript und den Fällen selbstverständlich behandelten Themen - wie dem durchlaufenden Posten 
gem. § 4 III S. 2 EStG bei Anwälten, der Nichtabzugsfähigkeit von Geldbußen (§ 4 V S. 1 Nr. 8 EStG), 
der Anrechnung von Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer, der Behandlung von betrieblichen 
veranlassten Zinseinnahmen (§ 20 VIII EStG) oder der Anerkennung von Angehörigenverträgen, 
spielten auch Probleme rund um das Veranlassungsprinzip (§ 4 IV EStG) in speziellen Konstellatio-
nen eine Rolle, die mit allgemeinen Systemverständnis, auf das in unserem Intensivkurs besonders 
Wert gelegt wird, gelöst werden konnten (z.B. die betriebliche Veranlassung einer Überzahlung).  
Der AO-Teil war in dieser Klausur außergewöhnlich knapp. Als einziges Thema wurde die Rechtmä-
ßigkeit eines Zinsbescheides abgefragt. Das Thema Verzinsung als steuerliche Nebenleistung wird 
unter den in der Klausur relevanten Gesichtspunkten der Dauer und der Höhe der Verzinsung im 
Kurs schwerpunktmäßig im Fall 10 AO dargestellt und auch mündlich besprochen.  
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Unser wöchentlicher Assessorkurs

hemmer. final Klausurencoaching

hemmer.intensiv

hemmer.workshops

Systematischer Kurs zur umfassenden Behandlung des Stoffes
der jeweiligen Rechtsgebiete 

 
 Klausurenkurs zur Wiederholung dieses Stoffes, v.a. aber zum

Vermitteln und zum Training der „handwerklichen“
Anforderungen der Klausurtypen im Assessorexamen

 

Effektive Wiederholung und Vertiefung v.a. auch der
materiellrechtlichen Grundlagen, die man während des

Referendariats oft viel zu sehr vernachlässigt
Themengebiete: Materielles Zivilrecht, ZPO, Öffentliches Recht

(bei hemmer natürlich landesspezifisch), StPO,
Vertragsgestaltung, Arbeitsrecht, Erb- und Familienrecht.

 
 

reines Klausurencoaching anhand von:
16 Klausuren im Zivilrecht
8 Klausuren im Strafrecht

8 Klausuren im Öffentlichen Recht
Von der Sachverhaltsanalyse, über strukturiertes Gliedern,

Zeitmanagment , Einsatz der Kommentare bis zur Reinschrift
 

Flexibel buchbar - 60 Minuten - die Dauerbrenner des
materiellen Rechts

In unseren Workshops beleuchten wir die wichtigsten
Fallkonstellationen des materiellen Rechts, zugeschnitten auf

das 2.Examen
jeder Workshop ist flexibel buchbar

 

Didaktische Bausteine, die nicht nebeneinander stehen, sondern 
miteinander ein perfektes Examensvorbereitungssystem ergeben: 

Der Einsteigerkurs „Assessor Basics“,
der wöchentliche Assessorkurs mit zwei miteinander verzahnten Komponenten, 
die Intensivkurse und 
der „Assessor Final“, unser „Trainingslager“ vor dem Examen.

I. Einsteigerkurs „Assessor-Basics“: Wir vermitteln die Grundregeln der Arbeitstechnik 
in den verschiedenen Klausurtypen (sechs Online-Unterrichtseinheiten).

II. Wöchentlicher Assessorkurs Bayern: Nicht nur ein Klausurenkurs und auch nicht 
nur ein systematischer Kurs, sondern ein Konzept, das in jeder Unterrichtseinheit die 
Vorteile beider Kursformen miteinander kombiniert:

1. Systematischer Kursteil: Dieser behandelt jede Woche ein bestimmtes prüfungsre-
levantes Thema (z.B. einstweiliger Rechtsschutz oder Streitverkündung) in allen Klau-
survarianten. 

hemmer.assessor 
Bayern Unser Konzept für Ihren Examenserfolg

III. Intensivkurse: Effektive Wiederholung v.a. auch der materiellrechtlichen Grundla-
gen, die man während des Referendariats oft viel zu sehr vernachlässigt, und Vermittlung 
von Spezialwissen dort, wo es im Examen notwendig ist (etwa Arbeitsrecht, Steuerrecht, 
Vertragsgestaltung).

IV. „Assessor Final“: Feinschliff an der Klausurtechnik und Wiederholung / Vertiefung 
der Rechtskenntnisse durch zusätzliche 40 Klausuren aus allen Rechtsgebieten (20 Be-
sprechungsklausuren sowie weitere 20 Klausuren zur Eigenbearbeitung nach „Regiean-
weisungen“).

Wöchentlich ein systematischer Kursteil und jede Woche eine Klausur, die exakt auf 
den systematischen Kursteil abgestimmt ist.

2. Integrierter Klausurenkurs: Jede Woche eine „große“ Klausur mit examenstypi-
schen, langen Sachverhalten, ausführlicher Lösungsskizze mit vielen klausurtechni-
schen Erläuterungen, Korrektur durch Praktiker und Online-Besprechung durch didak-
tisch erfahrene Kursleiter*innen. Die Darstellung der Technik der Sachverhaltsanalyse, 
der notwendigen Arbeitsschritte, des effektiven Umgangs mit den Kommentaren und 
anderer wichtiger „handwerklicher“ Aspekte sind unser Markenzeichen!

Sie erhalten Übersichten und Schemata zu den jeweiligen Themengebieten 
zwecks Erarbeitung der Systematik und späteren Schnellwiederholung.
Online-Besprechung dieses Themas: Sie habe jede Woche die freie Wahlmöglich-
keit zwischen drei verschiedenen wöchentlichen Terminen.
Über ein zusätzlich buchbares Angebot bei hemmer.assessor.media geben zahlrei-
che Grundlagenvideos die Möglichkeit, sich bereits im Vorfeld Kenntnisse der behan-
delten Thematik zu verschaffen und die Inhalte beliebig oft und zeitlich völlig flexibel 
zu wiederholen.“


